14
Werner Weidenfeld und Franco Algieri

15
Europas neue Rolle in der Welt


Europas neue Rolle in der Welt

Werner Weidenfeld und Franco Algieri

Europa befindet sich in einer Bestimmungsphase. Zunächst betrifft dies die ökonomische, gesellschaftliche und politische Ordnung, die sich am Modell der europäischen Integration orientiert. Die Europäische Union wirkt als Gravitationszentrum für benachbarte Staaten, wobei für beide Seiten die Chancen, Nutzen und Risiken der Erweiterung abzuwägen sind.
 Daneben besteht ein hoher Erklärungsbedarf zur Bestimmung der künftigen Rolle einer erweiterten EU in der Welt. Wie in früheren Phasen des Integrationsprozesses, so ist auch heute für die 15 Mitgliedstaaten umfassende Union eine deutliche Diskrepanz zwischen außenwirtschaft​lichem und außenpolitischem Profil erkennbar – mit den damit einhergehenden Einschränkungen für das gemeinsame Handeln in der internationalen Politik. 

Während einerseits ein Versagen der EU bei sicherheits- und verteidigungspolitischen Fragen beklagt wird, ist andererseits eine zunehmende Intensivierung und Ausdifferenzierung im Bereich ihrer Außenbeziehungen festzustellen. Welche Konsequenzen ergeben sich hieraus für das Profil einer sich vergrößernden Europäischen Union? Eine Antwort auf diese Frage muß berücksichtigen, wie und unter welchen Einschränkungen sich die außenpolitische Identitätssuche entwickelt. Hieraus ergibt sich die Grundlage zur Definition der Weltmacht Europa.

1. 
Die Bedeutung der Vergangenheit

Das Selbstverständnis des Akteurs EU in der internationalen Politik ist im Vertrag über die Europäische Union festgeschrieben. Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) soll die Identität der Union auf internationaler Ebene behaupten. Diese Identität prägen unter anderem folgende Ziele
:

· die Wahrung der gemeinsamen Werte, der grundlegenden Interessen, der Unabhängigkeit und der Unversehrtheit der Union im Einklang mit den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen;

· die Stärkung der Sicherheit der Union in all ihren Formen;

· die Wahrung des Friedens und die Stärkung der internationalen Sicherheit entsprechend den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen sowie den Prinzipien der Schlußakte von Helsinki und den Zielen der Charta von Paris, einschließlich derjenigen, welche die Außengrenzen betreffen;

· die Förderung der internationalen Zusammenarbeit;

· die Entwicklung und Stärkung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten.

Die Mitgliedstaaten arbeiten laut Vertrag hierfür zusammen und sehen darin eine Stärkung der gegenseitigen politischen Solidarität. Ebenso besteht das Gebot, Aktivitäten zu vermeiden, die dem Wirken der EU als kohärente Kraft in den internationalen Beziehungen schaden könnten. Anzahl und Spektrum der Themen, die sich auf der politischen Agenda befinden, vermitteln auf den ersten Blick den Eindruck eines aktiven internationalen Akteurs – sie sind in ihrer Reichweite jedoch von unterschiedlicher Qualität. Was als gemeinsame europäische Position erscheint, sind häufig Kompromißlösungen, die aus einem von nationalen Interessen geprägten Entscheidungsprozeß resultieren. Dem acquis
 in diesem Prozeß stets in vollem Umfang Rechnung zu tragen, erweist sich als schwierige Herausforderung für die beteiligten Akteure.

Bei ihrem Treffen in Den Haag 1969 beschlossen die Staats- und Regierungschefs der EG-Mitgliedstaaten, der gewachsenen ökonomischen Bedeutung der Gemeinschaft eine politische Dimension zur Seite zu stellen. Der Luxemburger Bericht von 1970 und der Kopenhagener Bericht von 1973 schufen die Grundlage für Konsultations- und Kooperationsmechanismen im Rahmen der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ).
 Doch bereits Ende der siebziger Jahre traten deren Grenzen offensichtlich hervor. Gegensätzliche nationale Vorstellungen dessen, was die EPZ leisten sollte, hemmten ihre Funktionsfähigkeit. So ließen beispielsweise 1979/80 die europäischen Reaktionen auf den Einmarsch sowjetischer Truppen in Afghanistan oder auf die Geiselkrise in der amerikanischen Botschaft in Teheran eine gewachsene Handlungsfähigkeit vermissen.
 Die im Londoner Bericht der Außenminister der Zehn von 1981 festgelegten praktischen Verbesserungen der Instrumente und Verfahren sollten die erkannten Mängel der politischen Zusammenarbeit beheben.
 Weiterführende Reformschritte folgten 1986 mit dem Titel III der Einheitlichen Europäischen Akte. Durch ihn erhielt die EPZ erstmals eine verbindliche internationale Rechtsgrundlage.

Erneut traten die Grenzen der politischen Zusammenarbeit angesichts der Umbrüche 1989/90 in Europa und der Kuwait-Krise 1990/91 hervor. Mit dem Ende der Ost-West-Konfrontation begann die Suche nach einer neuen Sicherheitsordnung für Europa. Auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion formierten sich mit Rußland und der Ukraine neue machtpolitisch relevante Akteure. Während in vielen Staaten Mittel- und Osteuropas politische, ökonomische und gesellschaftliche Transformationsprozesse einsetzten, prägten Zerfall und Krieg das ehemalige Jugoslawien. Neben diesen Regionen zogen Entwicklungen im Mittelmeerraum und im Nahen Osten, in Afrika, Asien und in lateinamerikanischen Staaten ein stärkeres europäisches Interesse auf sich. 

Die EPZ hatte sich über zwei Jahrzehnte in einer bipolar geprägten internationalen Machtkonstellation entwickelt. Dabei überstiegen die an eine europäische Außenpolitik gerichteten Erwartungen häufig das verfügbare Handlungspotential.
 Reformdruck ergab sich des weiteren durch die quantitative Zunahme der an außenpolitischen Entscheidungen beteiligten Akteure. Mit der im Maastrichter Vertrag geschaffenen GASP gelang zwar ein qualitativer Sprung im europäischen Integrationsprozeß, doch zugleich erhöhte sich der Erwartungsdruck gegenüber der Leistungsfähigkeit einer gemeinsamen Außenpolitik.

2. 
Die schwierigen Rahmenbedingungen europäischer Außenpolitik

Die Analyse der EPZ und GASP zeigt, daß die beteiligten Staaten Nutzenmaximierung durch Kooperation erzielen. Zusammenarbeit steigert nicht nur die Handlungsmöglichkeiten, sondern erlaubt den Regierungen der Mitgliedstaaten, spezifische Interessen einzubringen und ihr außenpolitisches Profil zu verbessern.
 Einschränkungen der europäischen Handlungsfähigkeit ergaben sich hingegen aus dem Nebeneinander vergemeinschafteter Politikbereiche im Rahmen der EG und der intergouvernementalen Zusammenarbeit ihrer Mitgliedstaaten in der EPZ. Der Vertrag über die Europäische Union ordnet die Außen- und Sicherheitspolitik in ein zusammenhängendes Vertragswerk ein, die damit geschaffenen Rahmenbedingungen lassen aber weiter den Einfluß des Intergouvernementalismus erkennen. Der Amsterdamer Vertrag hebt die Bedeutung kohärenter außenpolitischer Maßnahmen der Union im Rahmen ihrer Außen-, Wirtschafts- und Entwicklungspolitik hervor, doch liegen diesen Politikbereichen unterschiedliche Entscheidungs- und Durchführungsbestimmungen zugrunde, so daß die Frage der Kohärenz umstritten bleibt.

Der Handlungsrahmen für die europäische Außen- und Sicherheitspolitik bestimmt sich aus dem gemeinsamen Nenner der Bereitschaft souveräner Staaten, Zuständigkeiten aus diesen Politikbereichen teilweise auf supranationaler Ebene zu regeln. Die Anpassung der Vertragsgrundlagen steht in der Tradition eines schrittweisen und durch Reformetappen gekennzeichneten Vorgehens.
 Mängel des Maas​trichter Vertrages wurden durch den Vertrag von Amsterdam nur ansatzweise behoben, und er bietet für die GASP somit nur eine begrenzte Anleitung zu gemeinsamem Handeln.
 Die vertraglichen Vereinbarungen zeigen allzu deutlich, daß eine Vergemeinschaftung europäischer Außenpolitik erst in Ansätzen besteht. Gestärkt ist der Europäische Rat, der auch die Grundsätze und Leitlinien für die GASP bei Fragen mit verteidigungspolitischen Bezügen bestimmt. Entscheidungen zu Festlegung und Durchführung der GASP trifft der Rat weiter auf der Grundlage der vom Europäischen Rat vorgegebenen Leitlinien.

Eine Ursache für die geringe außen- und sicherheitspolitische Effizienz war bislang das Festhalten an der Einstimmigkeit selbst da, wo vertraglich bereits die Möglichkeit einer qualifizierten Mehrheitsentscheidung besteht.
 Im Amsterdamer Vertrag werden die Instrumente gemeinsamer Standpunkt und gemeinsame Aktion nicht nur präzisiert, sondern um ein weiteres Instrument, die gemeinsame Strategie, ergänzt.
 Gemeinsame Strategien beschließt der Europäische Rat, und die Union führt sie in den Bereichen durch, in denen wichtige gemeinsame Interessen der Mitgliedstaaten bestehen. Ob mit diesem Instrument eine Ausdehnung von Mehrheitsentscheidungen erreicht wird, bleibt an künftigen außen- und sicherheitspolitischen Aktivitäten der EU zu messen.

Enthält sich ein Ratsmitglied der Stimme, kann sich der entsprechende Staat dadurch der Durchführung des Beschlusses entziehen, akzeptiert jedoch, daß der Beschluß für die Union bindend ist. Dies kann zu mehr Handlungsfähigkeit der Union führen, doch gleichzeitig liegt hier die mögliche Gefahr einer Aufsplitterung in handlungswillige und -unwillige Staaten. Noch weiterreichend kann dies zum Nicht-Handeln der Union führen. Für die Wahrnehmung des Zusammenhaltes der EU als außen- und sicherheitspolitischem Akteur durch Dritte wäre es wenig zuträglich, wenn diese Ausstiegsmöglichkeit zum Merkmal europäischer Politik würde.

Weitere Spezifika des Entscheidungsprozesses können die außenpolitische Profilbildung der EU zusätzlich erschweren. Dialog- und Kooperationspartner erkennen oftmals nicht eindeutig, welche Stimme für Europa spricht. Der Kompetenz- und Wirkungsrahmen des mit dem Amsterdamer Vertrag geschaffenen Hohen Vertreters für die GASP, unter dessen Führung eine Strategieplanungs- und Frühwarneinheit die Entwicklung der Außen- und Sicherheitspolitik überwachen und relevante Entwicklungen der internationalen Politik analysieren wird, bleibt im Vergleich zur Machtposition eines Außenministers begrenzt. Es sind die Besonderheiten der EU-Entscheidungsstrukturen und der auf verschiedenen Ebenen mitwirkenden, mit unterschiedlichen Kompetenzen ausgestatteten Akteure, die auch in Zukunft ein sehr komplexes Abstimmungs- und Handlungssystem bestimmen werden.

3. 
Auf der Suche nach einer gemeinsamen Verteidigungspolitik

Zu Europas neuer Rolle in der Welt zählt eine europäische Verteidigungsidentität und -kapazität.
 Der Amsterdamer Vertrag deutet den Wunsch an, hier eine Positionsbestimmung zu erreichen, doch die gewählten Formulierungen bleiben in Teilen unpräzise und stehen stellvertretend für die zwischen den Mitgliedstaaten herrschende Uneinigkeit. Die engere Verflechtung von EU und Westeuropäischer Union (WEU) soll ermöglichen, daß die WEU die EU bei der Festlegung der verteidigungspolitischen Aspekte der GASP unterstützen kann. Sie ist außerdem eine Voraussetzung, um der EU eine operative Kapazität zu verleihen. Die Aufnahme der sogenannten Petersberg-Aufgaben
 in den Amsterdamer Vertrag unterstreicht den Wunsch, über erweiterte Handlungsmöglichkeiten verfügen zu können. Die Leitlinienkompetenz des Europäischen Rates ist bei denjenigen Angelegenheiten, für welche die Union die WEU in Anspruch nimmt, auf die WEU ausgedehnt worden. Wird die WEU von der EU in Anspruch genommen, können sich alle Mitgliedstaaten der Union an den betreffenden Aufgaben beteiligen. Der Amsterdamer Vertrag greift auch den Aspekt einer rüstungspolitischen Zusammenarbeit auf. Vor dem Hintergrund der veränderten Sicherheitslage in Europa erlangt die Diskussion um die Anpassung rüstungspolitischer Projekte an sicherheitspolitische Bedürfnisse eine neue Qualität. Die erweiterte EU muß dabei nicht nur die rüstungsindustriellen Strukturen der alten und neuen Mitgliedstaaten beachten, sondern darüber hinaus Möglichkeiten einer auf Kooperation abzielenden Planung untersuchen, die auch Rußland, die Ukraine und die Vereinigten Staaten einbezieht.

Das Heranführen der WEU an die EU steht nicht in Konkurrenz zur Rolle der NATO, denn den Mitgliedstaaten der EU ist es freigestellt, auf zweiseitiger Ebene, im Rahmen der WEU oder der NATO enger zusammenzuarbeiten. Für die Entwicklung einer europäischen Sicherheits- und Verteidigungsidentität ist die WEU zu berücksichtigen, doch unter den betroffenen Staaten zeichnete sich während der Regierungskonferenz der für die Integration der WEU in die EU notwendige Konsens noch nicht ab.
 Die politische Symbolkraft dieser Entwicklung strahlt auf die Diskussion um die Rolle der NATO und besonders der Vereinigten Staaten bei der Ausgestaltung europäischer Sicherheitspolitik aus.
 In ihrem Selbstbestimmungsprozeß befindet sich die WEU in einer Phase, in der ihre Einsatzfelder, die Kooperation mit der EU sowie das Verhältnis zur NATO und zur OSZE zu klären sind.
 Zieldefinitionen von EU, WEU und NATO stehen jeweils im Kontext eines gewandelten Sicherheitsverständnisses, d. h. sicherheitspolitische Konzepte werden durch ein umfassendes Sicherheitsverständnis geprägt, das über die militärische Dimension hinausreicht.
 Die Aufgabenteilung zwischen der erweiterten EU und der erweiterten NATO wird die europäische Sicherheitsordnung zu Beginn des 21. Jahrhunderts prägen und auch die Bedeutung der OSZE entscheidend beeinflussen.
 Seitens der Staaten Mittel- und Osteuropas gibt es klare Präferenzen. Sicherheitspolitische Bedürfnisse im engeren Sinne (hard security) verbinden sie mit dem NATO-Beitritt, während sie sich ökonomische und gesellschaftliche Sicherheit von der EU-Mitgliedschaft erhoffen.

Die britisch-französische Initiative zur europäischen Verteidigungspolitik vom Dezember 1998 verdeutlicht die Bereitschaft, eine europäische Verteidigungskapazität zu entwickeln, die jedoch zu keiner Schwächung der NATO führen soll und die ihre intergouvernementale Ausrichtung beibehält.
 Es wurde deutlich, daß eine derartige Initiative zu keinem Ausschluß anderer EU-Mitgliedstaaten führen soll – zumindest nicht der großen Staaten. Entsprechend einzuordnen ist die Entscheidung des Deutsch-Französischen Gipfels im Mai 1999 in Toulouse, das EUROKORPS an das neue strategische Umfeld anzupassen, damit es in Zukunft zu einem europäischen Reaktionskorps ausgeformt werden kann.

Der Kosovo-Krieg stärkte die Mitgliedstaaten der EU, die sich für eine Verbesserung der europäischen militärischen Fähigkeiten einsetzten. In direktem Zusammenhang sind die Ergebnisse des Europäischen Rates von Köln zu sehen.
 Ein Vergleich der Ergebnisse von Amsterdam und Köln zeigt, daß der Amsterdamer Vertrag die Grundlage für ein ausgeprägteres sicherheits- und verteidigungspolitisches Profil der EU schuf. Die Entscheidungen von Köln können dabei zu einer Beschleunigung der Ausgestaltung der Verteidigungsfähigkeit der Union führen, indem auf diese die entsprechenden Aufgaben der WEU übertragen werden.

Eine weitere Zusammenführung britischer, deutscher und französischer Interessen wird die Diskussion um die bestimmenden Akteure europäischer Außen- und Sicherheitspolitik verschärfen. Es wird zu prüfen sein, wie sich hierzu die Mittelmeerstaaten der EU, besonders Italien, das seine Bedeutung als verteidigungspolitisch relevanter Akteur mit Aktivitäten im Kosovo unterstrich, die neutralen Mitgliedstaaten und die Beitrittskandidaten verhalten. Die Vereinigten Staaten messen europäische Initiativen daran, wie diese die transatlantische Zusammenarbeit effektivieren werden.
 

4. 
Weltmacht im Wartestand

Die politisch-strategische Nische, in der sich die westeuropäische Integration im Windschatten der Nachkriegsallianzen entwickeln konnte, existiert nicht mehr. Der drängende Bedarf, Antworten auf neue Konflikte zu finden, verlangt von Europa mehr als nur eine ökonomische Präsenz im Zeitalter der Globalisierung. Die Risiken der Lage Europas wie die Folgen seiner neuen Ordnung für die europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik stellen die alte Frage nach der weltpolitischen Identität der Europäer neu. 

4.1 
Kennzeichen einer Weltmacht

Nach dem Zerfall der Bipolarität ordnet sich die Konstellation weltpolitischer Macht neu. Eine nur unipolare Struktur, eine neue »Pax Americana«, widerspräche ebenso der Komplexität von Weltpolitik und Weltwirtschaft wie den Interessenlagen und Handlungsmöglichkeiten der Akteure. Regionale Koopera​tion, globale Interessenvertretung und die ordnungsprägende Rolle von Staaten bestimmen die Struktur der internationalen Politik. In diesem Szenario ist die neue Rolle Europas zu suchen. Folgende Kriterien sind für die Beschreibung einer Weltmacht zu beachten: 

· eine herausragende Wirtschaftskraft, gekennzeichnet durch den Zugang zu Rohstoffen, Volumen und Produkti​vität des Binnenmarktes, eine Führungsposition im Welthandel sowie auf den globalen Finanzmärkten, die Fähigkeit zur Innovation und zur Kapitalbildung;

· große Bevölkerungszahl, hohes Bildungs​niveau, dichte Infrastruktur und ausgeprägte Gestal​tungs- und Absorptionsfähigkeit von Wirtschaft und Gesellschaft;

· eine herausragende militärische Leistungsfähigkeit, gekennzeichnet durch relative Unverwundbarkeit, die Fähigkeit zur Abschreckung bzw. zur Erzeugung großer Schäden sowie zur Projektion militärischer Macht;

· ein attraktives Gesellschafts- und Wertesystem sowie der exemplarische Nachweis der Ordnungs- und Führungsfähigkeit im eigenen regionalen Umfeld;

· ein handlungsfähiges politisches System mit der Fähig​keit zur Mobilisierung der Ressourcen für weltpolitische Ziele, dem Potential für Allianzbildung oder der Ver​flechtung mit handlungsfähigen Partnern;

· das Bestehen eines politischen Konsenses über eine Weltordnungsidee sowie die Bereitschaft zum Engage​ment in internationalen Foren.

Die Staaten, die am deutlichsten diesen Kriterien entsprechen, werden die künfti​gen Weltmächte sein, wobei schon heute die Vereinigten Staaten als »einzige Supermacht« eine herausragende Position einnehmen.
 Andere potentielle Weltmächte wie Rußland, China, Japan und Indien sehen sich mit jeweils spezifischen Problemen konfrontiert, die ökonomischen, politischen und gesellschaflichen Ursprunges sind. Im Vergleich zu diesen Akteuren kommt das Potential der Europäischen Union dem der Weltmacht USA am nächsten. Die EU bündelt die in den vier ersten Kriterien benannten materiellen und institutionellen Ressourcen in höherem Maß als die meisten Staaten der Welt. Ihre Schwächen liegen jedoch in der Lücke zwischen Potential und politischer Infra​struktur, der wirksamen Bündelung politischer Energie und in einem schwach ausgeprägten Denken in weltpolitischen Kategorien.

Durch die Erweiterung verschieben sich die Außengrenzen der Union und werden zu geopolitischen Linien der neuen Weltpolitik. Mit den nicht-integrierten Schlüsselstaaten ihrer Nachbarschaft, Rußland, der Ukraine und der Türkei, wird die Bildung strategischer Partnerschaftsbeziehungen erforderlich: Zentral für eine Politik der direkten Nachbarschaft ist es, neue Trennlinien zu vermeiden. Grenzüberschreitende Partnerschaftskonzepte tragen zur Vertrauensbildung ebenso bei wie zur politischen, gesellschaftlichen und ökonomischen Stabilität der beteiligten Staaten. In solch einem Konzept bedarf es spezifisch aufeinander abgestimmter Strategien, die den unterschiedlichen Problemlagen in den betreffenden Ländern Rechnung tragen.
 Eine strategische Partnerschaft mit der Türkei bedeutet für die EU verstärkte Aufmerksamkeit für Entwicklungen im Nahen Osten.
 Angesichts der Relevanz von Rohstoffvorkommen können Entwicklungen und die Sicherheitslage der kaukasischen und zentralasiatischen Staaten künftig mehr Interesse der EU erfordern.

Europa und Asien sind näher zusammengerückt.
 Bereits vor der Finanzkrise oder den Atomtests in Indien und Pakistan stand Asien auf der Tagesordnung der Europäischen Union. Vom ersten EG-ASEAN-Ministertreffen 1978 bis zum zweiten Asia Europe Meeting (ASEM) im April 1998 hat sich ein wirtschaftlicher und politischer Dialog zwischen der EU, ihren Mitgliedstaaten und asiatischen Staaten entwickelt. Die Bedeutung Asiens für die EU wird in der Asienstrategie der Europäischen Kommission wie auch in Konzepten zu einzelnen Staaten, beispielsweise China, Indien und Japan oder regionale Gruppierungen wie die ASEAN, betont. Realismus prägt diese Ansätze, da sich das europäische Engagement deutlicher auf diejenigen asiatischen Staaten richtet, denen ein handels- und sicherheitspolitisch größeres Gewicht in der Region beigemessen wird.

Ein strategisches Interesse der EU an Asien ist erkennbar, doch dessen Umsetzung hängt entscheidend vom außen- und sicherheitspolitischen Profil der Union ab. Was sich hinter dem Begriff »europäische Asienpolitik« verbirgt, sind verschiedene Ansätze gegenüber den unterschiedlichen Regionen und Staaten Asiens. Soll diese Politik als »gemeinsam« verstanden werden, bedarf es einer engen Koordinierung und Zusammenführung von supranationalen und nationalen Ansätze. Dies kann nicht nur auf bilateraler Ebene, sondern auch in multilateralen Kooperationsforen, in denen die EU und asiatische Staaten zusammentreffen, entsprechend umgesetzt werden.

Im Vergleich zu Europa und seinen Nachbarregionen, Nordamerika und Asien als Fixpunkte der politischen Aufmerksamkeit der EU, nimmt sich die Bedeutung Lateinamerikas und Afrikas deutlich geringer aus. Neben Wirtschaftsfragen wird das europäisch-lateinamerikanische Verhältnis zunehmend von politischen Themen bestimmt, doch die Partnerschaft befindet sich erst langsam im Anlaufen.
 Mit Blick auf Afrika waren es zunächst hauptsächlich Entwicklungen im Norden und im Süden des Kontinentes, denen Europa größere Bedeutung beimaß. Eine Verstärkung der europäischen Afrikapolitik ist ansatzweise zu erkennen, doch ein spezifisches Konzept steht noch aus.

Der politische Dialog mit Drittstaaten wurde zu einem Grundbestandteil europäischer Außenpolitik. Gleichgültig ob einst im Rahmen der EPZ oder heute bei der GASP, nicht immer gelingt es den beteiligten Staaten, dem Ideal, »mit einer Stimme zu sprechen«, nachzukommen. Die Intensität der europäischen Reaktion auf Entwicklungen in dritten Staaten oder Regionen hängt eng zusammen mit deren geographischer Nähe, einem wichtigen Interesse an deren politischer und ökonomischer Stabilität sowie möglichen Gefahren für die Sicherheit der Union.
 Europäische Außenpolitik orientiert sich an den Grundsätzen, auf denen die Union beruht: Freiheit, Demokratie, Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie Rechtsstaatlichkeit.
 Die GASP und die Entwicklungszusammenarbeit sollen in diesem Sinne fördernd und konsolidierend eingesetzt werden.
 Vor diesem Hintergrund steht die sogenannte Konditionalisierung europäischer Abkommenspolitik mit Drittstaaten: In der Lomé-IV-Vereinbarung wurde 1989 erstmals der Bezug zu Menschenrechten und demokratischen Prinzipien in einer Handelsvereinbarung hergestellt. Hieraus konnte aber keine Rechtsgrundlage zur Aussetzung eines Abkommens bei Menschenrechtsverletzungen oder anti-demokratischen Vorgängen abgeleitet werden. Seit 1992 existiert eine präzisere Klausel, und somit ergibt sich nun die Möglichkeit, restriktive Maßnahmen zu ergreifen, wozu u. a. zählen: inhaltliche Änderungen oder Aussetzen der Kooperationsprogramme, Einschränkung kultureller, wissenschaftlicher und technischer Zusammenarbeit, Aussetzung der bilateralen Kontakte auf hoher Ebene, die Verhängung eines Handels​embargos oder die Einstellung des Handels mit Rüstungsgütern und der militärischen Zusammenarbeit.

Eine Konditionalisierung aller Beziehungen zu Drittstaaten ist vorerst nicht möglich. Dies ist nicht nur auf die Tatsache zurückzuführen, daß die Absicht, eine Partnerschaft zu konditionalisieren, in manchen Fällen auf Ablehnung der Dialogpartner der EU stößt. Oftmals stehen zumeist handelspolitisch motivierte Partikularinteressen von EU-Mitgliedstaaten dem Zustandekommen einer kohärenten europäischen Position entgegen. Das Spannungsverhältnis zwischen dem Anspruch, einem idealistisch geleiteten Konzept gerecht zu werden, und einer sich der faktischen Kraft normativer Gegebenheiten anpassenden Außenpolitik bleibt bestehen.

4.2 
Die Bedeutung einer einheitlichen Währung und der Erweiterung

Die Wirtschaftsleistung einer erweiterten Europäischen Union kann die der Vereinigten Staaten übertreffen. Bereits die EU der 15 steht für ein Fünftel des weltweiten Güterhandels und ein Viertel des gesamten Handels bei Dienstleistungen. Als größte Exportmacht entfallen 20 Prozent der weltweiten Güterexporte und 26 Prozent der weltweiten Dienstleistungen auf sie.
 Diese globale Rolle Europas wird künftig durch den Weltmachtfaktor Euro verstärkt werden. Die europäische Währung kann neben dem Dollar zur führenden Weltreservewährung, zur Handelswährung und zur internationalen Anlagewährung werden. Sie ist eine europäische Antwort auf die Globalisierung. Ein neues europäisch-amerikanisch dominiertes Weltwährungssystem wird das alte dollargeprägte Währungsgefüge ablösen. In diesem Zusammenhang ist auch der Entwurf für eine transatlantische ökonomische Partnerschaft von Interesse.
 

Im Zuge der Erweiterung der EU können Verteilungskonflikte einen verstärkten Blick nach innen fördern. Die Heterogenität der Interessenlagen und der Leistungsfähigkeit nimmt zu, und die neuen Mitglieder werden die Handlungs- und die Konflikterfahrung der Altmitglieder nicht ausnahmslos teilen. Sie könnten versuchen, den als Folge der Integration entstandenen Verlust an wirtschafts- und innenpolitischem Handlungsspielraum durch ein Beharren auf außenpolitischer Souveränität zu kompensieren. Doch dem stehen Faktoren gegenüber, die Europas Weltmachtpotential stärken können: die erweiterte Machtbasis einer größeren EU, ihre direkte Nachbarschaft zu den neuen Akteuren auf dem Gebiet der ehemaligen Supermacht Sowjetunion, die wirtschaftlichen Interessen im asiatischen Raum sowie die genannten weltwirtschaftlichen und weltpolitischen Wirkungen des Euro. Europas spezifisches Potential als Weltmacht kann dann aktiviert werden, wenn das Management der gemeinsamen Währung die Abstimmung der großen Reservewährungen notwendig macht, wenn die Krisen in der direkten Nachbarschaft gemeinsames Handeln zwingend erfordern und wenn die Europäer weltpolitisches Handeln in ihren Reihen und in ihrem Namen zulassen.

4.3 
Die transatlantische Dimension

Entscheidend für das weltpolitische Profil Europas wird die Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten sein. Beiderseitig bedarf es Anstrengungen, die transatlantische Partnerschaft neu zu bestimmen und eine gemeinsame Konfliktregelungsbereitschaft und Leistungsfähigkeit auch in den Regionen und auf Feldern zu entwickeln, die jenseits der bisherigen Strukturen transatlantischer Kooperation liegen. Dadurch wird sich der Beratungs- und gegenseitige Abstimmungsbedarf im transatlantischen Verhältnis erhöhen, was eine weitere Institutionalisierung der Kommunikationsstränge zur Folge hat. Für die transatlantische Gemeinschaft kann darüber hinaus eine verbindliche Struktur in Form einer Europäisch-Amerikanischen Politischen Zusammenarbeit (EAPZ) stehen.

Viele der anstehenden Problemlösungen lassen sich nur noch bei Teilung der Lasten erbringen. Dies fordert von Europa auch eine sichtbare und funktionierende Verteidigungsfähigkeit. Für die Europäische Union, insbeson​dere die Vollmitglieder der WEU, entsteht hieraus der Bedarf zu gemeinsamem Handeln sowohl mit als auch ohne Einbeziehung der Vereinig​ten Staaten. Der Test für Europa besteht darin, das ökonomische mit einem adäquaten verteidigungspolitischen Potential zu ergänzen, einhergehend mit einer darauf abgestimmten und intensivierten transatlantischen Partnerschaft. Die Bedeutung Europas für die Vereinigten Staaten wird dann nicht auf eine Sekundierung amerikanischer Weltpolitik beschränkt sein.

5. 
Fazit

Bereits heute sieht sich die EU herausgefordert, den sie umgebenden Stabilitätsraum zu erweitern, im regionalen Bereich die ordnungspolitische Schlüsselstellung zu behaupten und in einer globalen Perspektive Europas Interessen zu wahren. Das Konzept, strategische Partnerschaften mit Schlüsselregionen und -staaten der internationalen Ordnung einzugehen, besteht in Ansätzen, wirkt ambitioniert und bleibt an der pragmatischen Umsetzung zu messen. Auch kann es nicht nur auf das nähere geographische Umfeld, beispielsweise Rußland, die Ukraine und die Türkei, beschränkt bleiben, sondern muß sich darüber hinaus auf entfernte Regionen wie Asien mit China, Indien und Japan als zentralen Akteuren ausdehnen. 

Auf der nun erreichten Entwicklungsstufe außen- und sicherheitspolitischer Integration sind weiterhin Elemente von Realpolitik erkennbar. Staaten bilden die bestimmende Größe der EU-Außenpolitik. Dies wäre noch stärker unterstrichen worden, hätte das deutsch-französische Konzept der »verstärkten Zusammenarbeit« explizite Erwähnung im GASP-Kapitel des Amsterdamer Vertrages gefunden.
 Eine Kernbildung – im Sinne eines Kerneuropas der Außen- und Sicherheitspolitik – sollte dadurch verhindert werden, daß es den Mitgliedstaaten offengestanden hätte, sich dieser flexiblen Außen- und Sicherheitspolitik anzuschließen. Einige der EU-Mitgliedstaaten befürchteten hingegen, solch eine Form der Zusammenarbeit könne zu einer Elitenbildung führen.
 Angesichts der genannten Erfahrungen von Krisen und Reformen bei der Konstruktion einer europäischen Außenpolitik und der erzielten Vereinbarungen zur GASP, die eine Gruppenbildung innerhalb wie auch außerhalb des Vertragsrahmens ermöglichen, bleiben Koalitionen handlungswilliger und -fähiger Staaten zu berücksichtigen. Dies wird nicht ohne Auswirkungen auf das Verhandlungsverhalten der beteiligten Akteure und das Machtverhältnis zwischen ihnen bleiben.

Die Herausforderungen, mit denen sich Europa in seiner neuen weltpolitischen Rolle konfrontiert sieht, sind mannigfaltig, und die erweiterte EU wird daran gemessen werden, wie sie ihr Handlungspotential stärkt und in der internationalen Politik einsetzt. Ihre noch nicht abgeschlossene außenpolitische Profilbildung wird von aktiven und reaktiven Momenten geprägt, in die ökonomische Überlegungen, veränderte Machtkonstellationen der internationalen Politik sowie interne und externe Erwartungen einfließen. Für die beteiligten Staaten sind Erfahrungen aus der eigenen Geschichte, Erkenntniswerte des europäischen Integrationsprozesses sowie gesellschaftliche, ökonomische und politische Bedürfnisse mitbestimmend, wie weit ihre Bereitschaft reicht, eine gemeinsame Identität zu fördern. In der Spannung und im Zusammenwirken von institutionellen Wegvorgaben und rationalen Interessenabwägungen der beteiligten Akteure wird Europas neue Rolle in der Welt bestimmt.
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